
Unangemessenen Kostenfolgen, vor allem in Fällen, 
in denen die Erben an sich bereit waren, die Vater­
schaft anzuerkennen, oder in denen die Klagerhe­
bung nur deshalb erfolgt, um Rentenansprüche des 
Kindes geltend machen zu können, kann dadurch be­
gegnet werden, daß im Falle des Obsiegens des Klä­
gers die Verfahrenskosten zu Lasten des Nachlasses 
des verstorbenen Vaters gehen. Es bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken, in entsprechender Anwen­
dung des für das Eheverfahren geltenden § 42 Abs. 4 
FVerfO od.er des § 780 ZPO — Beschränkung der 
Haftung auf den Nachlaß — zu einer den Prinzipien 
des Familienrechts entsprechenden Kostenregelung zu 
gelangen.
Kreisgericht und Staatliches Notariat haben auch 
richtig erkannt, daß in diesem Verfahren ein Sonder­
fall vorliegt, weil nach" der z. Z. gegebenen Rechts­
lage feststehende oder mögliche Erben im Wege der 
prozessualen Rechtsnachfolge als Verklagte im Vater­
schaftsfeststellungsverfahren nicht in Anspruch ge­
nommen werden können. Nachdem die Ehefrau des 
Erblassers die Erbschaft ausgeschlagen hat, ist das 
Kind, dessen Abstammung geklärt werden soll, allei­
niger testamentarischer Erbe, wie das auch durch 
Erbschein ausgewiesen wurde. Selbst wenn die Vater­
schaft des Erblassers nicht festgestellt werden sollte, 
ändert sich die Erbfolge nicht ohne weiteres. Nur in 
solchem Falle wäre es möglich, die Passivlegitimation 
des potentiellen Erben zu bejahen.
Ihre Ausweitung z. B. auf Personen, die durch Rechts­
handlungen — insbesondere Anfechtung — unter Um­
ständen Einfluß auf die bisher gegebene Erbfolge 
nehmen könnten, oder gar auf Nachlaßgläubiger, also 
auch Pflichtteilsberechtigte, ist im allgemeinen nicht 
zulässig.
Die Erbeneigenschaft im Vaterschaftsfeststellungsver­
fahren dient lediglich der Lösung eines verfahrens­
rechtlichen Problems auf dem Gebiete des Familien­
rechts. Es darf hierbei nicht übersehen werden, daß 
der Partei, die an Stelle des Erblassers am Verfahren 
beteiligt wird, mannigfaltige Verpflichtungen er­
wachsen, die mit nicht unerheblichem Zeit- oder 
finanziellem Aufwand verbunden sein können. Des­
halb bedarf der Kreis der Personen, die als Verklagte 
in Betracht kommen können, einer angemessenen Be­
grenzung, damit nicht Bürger mit einem Verfahren 
belastet werden, von dem ihre eigenen Rechtsinteres­
sen nur entfernt oder gar nicht berührt werden.
Nach § 56 Abs. 3 FGB in Verbindung mit §§ 2, 25 
FVerfO hat das Gericht von Amts wegen alle für die 
Feststellung der Vaterschaft notwendigen Maßnahmen 
zu treffen. Es ist dabei nicht an die Sachvorträge 
gebunden und kann auch über solche Tatsachen ver­
handeln, die von den Parteien nicht vorgebracht 
worden sind. Im Kassationsantrag wird deshalb zu­
treffend darauf hingewiesen, daß die Befürchtungen 
des Kreisgerichts sowie des Staatlichen Notariats 
nicht gerechtfertigt sind, Interessen der Pflichtteils­
berechtigten könnten nicht ausreichend gewahrt wer­
den, wenn sie nicht Verfahrensbeteiligte ist.
Entgegen der Auffassung des Kreisgerichts und des 
Staatlichen Notariats liegt also ein Ausnahmefall vor, 
der nur dadurch zufriedenstellend gelöst werden 
kann, daß für den Erblasser ein Pfleger bestellt wird 
(so auch Jansen, a. a. O.). Da das geltende Verfah­
rensrecht das Institut der Prozeßpflegschaft nicht 
kennt, ist zu prüfen, ob auf ähnliche Bestimmungen 
zurückgegriffen werden kann. Wie vom Staatlichen 
Notariat gleichfalls zutreffend erkannt, können die 
Bestimmungen des § 105 FGB in Erwägung gezogen 
werden, da es sich um die Klärung eines Familien­
rechtsverhältnisses handelt.

Es liegt sowohl im gesellschaftlichen als auch im 
Interesse des Kindes und der Ehefrau des Erblassers, 
eine gerichtliche Entscheidung darüber herbeizufüh­
ren, ob der Erblasser der Vater der Alleinerbin ist. 
Hieraus folgt, daß ein persönliches und ein gesell­
schaftliches Fürsorgebedürfnis für eine Pflegerbestel­
lung vorliegt, um die Durchführung des Vaterschafts­
feststellungsverfahrens zu ermöglichen. Die allge­
meinen Voraussetzungen des § 105 FGB skid demnach 
erfüllt.
Was die speziellen Voraussetzungen des Abs. 1 Buchst, 
а bis c und Abs. 2 des § 105 FGB anbelangt, trifft 
es zu, daß sie den hier gegebenen Fall nicht mit er­
fassen können. Im Hinblick auf die Besonderheiten 
des vorliegenden Verfahrens bestehen jedoch keine 
Bedenken, die allgemeinen Grundsätze des § 105 FGB 
entsprechend anzuwenden.
Das Kreisgericht hätte daher der Beschwerde der 
Antragstellerin stattgeben, die Entscheidung des 
Staatlichen Notariats aufheben und für den Erblasser 
in analoger Anwendung des § 105 FGB einen Pfleger 
bestellen müssen.

§24 Abs. 2 FGB.

Zur Frage der unzumutbaren Härte bei der Scheidung 
einer Ehe, deren Gemeinschaft sich im Kampf gegen 
den Faschismus und jahrelang danach bewährt hat. 
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 22. August 
1968 - 3 BF 4 68.

Das Stadtbezirksgericht hat die Scheidungsklage ab­
gewiesen. Diese Entscheidung beruht auf folgenden 
wesentlichen Feststellungen:
Die kinderlos gebliebene Ehe der Parteien wurde im 
Jahre 1934 geschlossen. Seit 1965 leben die Parteien 
räumlich getrennt, obwohl eine vom Kläger in diesem 
Jahre erhobene Klage auf Ehescheidung abgewiesen 
worden war. Die vom Kläger im jetzigen Verfahren 
geltend gemachten Fakten seien bereits Gegenstand 
des ersten Verfahrens gewesen. Er habe jetzt ledig­
lich außereheliche Beziehungen, die er seinerzeit be­
stritten habe, zugegeben. Die seit längerer Zeit be­
stehende räumliche Trennung sei kein ernsthafter 
Grund für die Scheidung der Ehe, zumal die Bindung 
des Klägers zu einer um 26 Jahre jüngeren Frau 
nicht als eine ernstgemeinte Bindung angesehen wer­
den könne.
Der Kläger hat Berufung eingelegt und vorgetragen, 
das Vordergericht habe verabsäumt, die jetzige Ehe­
situation im Zusammenhang mit den vorangegan­
genen Krisen zu würdigen. Bei der Einschätzung der 
Ehesituation dürfe nicht nur das letzte Jahr berück­
sichtigt werden, sondern der gesamte Ablauf der 
Ehe. Erste Krisenerscheinungen seien bereits 1948 
durch die Aufnahme außerehelicher Beziehungen zu 
einer anderen Frau aufgetreten. Die Verklagte habe 
diesen Treuebruch nie überwunden.
Die Feststellung im angefochtenen Urteil, daß Ehe­
partner, die durch leichtfertiges Verhalten bewußt 
die Ehe zerstörten, keinen Anspruch auf staatliche 
Sanktionierung ihres Handelns hätten, stehe im Ge­
gensatz zur Rechtsprechung des Obersten Gerichts. 
Danach komme es nur darauf an, ob die Ehe in ihrem 
Wesen als Lebensgemeinschaft endgültig zerstört sei 
und ihren Sinn für die Parteien und die Gesellschaft 
verloren habe. Bei der von ihm eingegangenen Bin­
dung handele es sich um eine ernste Gemeinschaft. 
Der Altersunterschied sei hierbei unerheblich. Die 
Ehe zwischen den Parteien sei objektiv sinnlos ge­
worden.
Die Verklagte hat beantragt, die Berufung zurückzu- 
weisen. Wenn der Kläger auch starke Konflikte in 
die harmonische Ehe getragen habe, so könne diese 
dennoch nicht als sinnlos betrachtet werden. Die Ehe 
habe vor allem für sie noch große Bedeutung, da eine 
Scheidung.. für sie eine unzumutbare Härte wäre.
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